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Anlage Nr. 10.
Düsseldorf, den 10. Mai 1874.

Antrag
des Provinzial-Verwalinngsraths auf eine Zusatzbestimmungim ß. 15 des rcvidirtcu Statuts der
Provinzial^ülfstasse bezüglichAnlegung disponibler Baarbestäude derselben bei Privat Bank¬

häusern bis zum Betrage von 200,000 Thaler.

Durch den AllerhöchstenLaudtags-Abschicdvom 15. November 1802 i'n«. 23 ist die
Directiou der Provinzial-Hülfskasseans den Antrag des Provinzial-^andtags befugt erklärt worden,
ihre disponibel,! Gelder zinsbar anzulegen durch Belegung bei der PreußischenBaut, sowie durch
Ankauf oder Bcleihung inländischer Staatspapicre, Pfandbriefe, Obligationen der Rhcinprovinz,
der in der Rheinprovinz bclcgencn Kreise und Städte, sowie sonstigerauf den Inhaber ausgestellten
Papiere, welchen pupillarischc Sicherheit gesetzlich beigelegt ist. Diese Befuguiß ist uuter Aus¬
dehnung auf den Ankauf von Iuhabcr-Papieren des NorddeutschenBundes und des Deutschen
Reiches bei Erlaß des Reglements, betreffend deu Uebcrgang der Proviuzial-Hülfskassein die
ständische Verwaltung vom 20. Januar 1873, uach dem Wortlaut des Eiugaugs erwähnten Allcrh.
Landtags-Abschiedesals ß. 15 in das dem Reglement augcfügte revidirte Statut der Hülfskasse
übergegangeu.

. In der Praxis hat sich diese Bcfugniß für nicht ausreichend,und namentlich die verzinsliche
Anlage bei der Bank mehrfacheSchwierigkeitenergeben,da das Geld zur Erfülluug des Prinzipal¬
zwecks der Hülfskasse (ß. 1) zum Theil stets disponibel sein muß, ohne es grade als Aaarbestand
ohne Zinsengeuuß in der Kasse zn behalten, die Bank aber vorherige Kündigung verlangte. Es ist
deshalb bereits durch Miuisterial-Erlaß vom 31. August 1803 die ziusbare Belegung der Bestände,
soweit dieselbenbei der Preußische,,Baut oder durch Autauf depositalmäsiiger Papiere den obwal¬
tenden Verhältnissen nach nicht erfolgen kauu, bei der Cöluischeu Privatbank und dem Abraham-
Schaafhansen'schcn Bankverein bis zu dem von dem Herrn Oberpräsibentcn festzusetzenden
Marunalbctrage gestattet worden und dies in die Geschäftsanweisung für die Directiou der
Provinzial-Hülfskasse übergegangen.Als bei dem Ucbergangeder Verwaltung der Hülfskassein die
proviuzialständischeVerwaltung verschiedeneBestimmungen der vorgenannten Geschäftsauweisnng
eine Aenderung bedürften uud der Proviuzial Verwaltuugsrath der stäudischcn Eommission, welche
jetzt die Verwaltung der Kasse unter der bisherigen Firma einer Directiou der Proviuzial-Hülfs-
lasse führt, auf Grund des ß. 6 des Allerh. bestätigten Regulativs für die Organisation der
Verwaltung des provinzialstäudischcuVcrmögeus :c. vom 27. September 1871 eine neu redigirte
Gcschäftsauweisunggab, hat derselbe im Hinblick ans den Art. 4 des Rcglemcuts, betreffend den
Ucbergang der Hülfskasse in die ständische Verv^ltung, wonach die bisherige Gcschäftsauwcisuug
bis zur Abänderung dnrch den Proviuzial Verwallu,".srath bestehen bleiben sollte, die Bcfngnißdcr
Direction znr zinsbaren Hinterlegung der disponibel« Bestände bei deu genannten beiden Bank¬
häusern bis zum Betrage vou 200,000 Thlrn. beibehalten, sich hierbei aber der Ansicht nicht
verschließen können, daß diese Hinterlegung vou Geldern der Kasse außer den Normen, welche im
8. 15 des Statuts gegeben sind, dein Proviuzial-^audtage Anlaß zu dem berechtigtenVorwurfe
der Ueberschreituugder Befugnisse gebe» löuute, so sehr die Nuorduuug an sich auch zweckmäßig
und durch die Umstände geboten ist.


	Seite 268

